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An den 
Vorsitzenden des Finanzausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Günther Neugebauer, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel 
 
 
nachrichtlich: 
 
Herrn Präsidenten 
des Landesrechnungshofes 
Schleswig-Holstein 
Dr. Aloys Altmann 
Hopfenstraße 30 
24103 Kiel 
 
   

12.Januar 2009 
 
Übertragung von Vermögenswerten und Verbindlichkeiten der Gesellschaft zur Ver-
waltung und Finanzierung von Beteiligungen des Landes Schleswig-Holstein GmbH 
(GVB) auf das Land Schleswig-Holstein 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 
die Gesellschaft zur Verwaltung und Finanzierung von Beteiligungen des Landes Schles-
wig-Holstein GmbH (GVB) mit Sitz in Lockstedt wurde mit Gesellschaftsvertrag vom 
18. September 2000 gegründet. Das Stammkapital von 750 T€ wird zu 100 % vom Land 
Schleswig-Holstein gehalten. Die GVB hat ein abweichendes Wirtschaftsjahr vom 
1. Februar bis zum 31. Januar. Das Eigenkapital beträgt aktuell rd. € 26,9 Mio.  
 
Das Land SH hat durch die GVB in dem Zeitraum 2001 bis 2005 stille Einlagen bei der LB 
Kiel und der HSH Nordbank von insgesamt rd. € 1 Mrd. gezeichnet und diese vollständig 
durch Kredite finanziert. Durch Verkauf von gewandelten stillen Einlagen an J.C. Flowers 
und entsprechende Tilgung im Jahre 2007 konnte die Darlehenssumme auf ca. € 863,2 
Mio. für das Treuhandverhältnis vermindert werden. In den Jahren 2004, 2007 und 2008 
wurden Stille Einlagen der GVB in Aktien umgewandelt. Das wirtschaftliche Eigentum ging 
auf das Land über. Die GVB behielt die Treuhandverwaltung. 
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Das Land bürgt gegenüber der GVB für sämtliche Lasten. Die Ermächtigung für die Über-
nahme einer Bürgschaft bis zu einer Höhe von € 1,1 Mrd. ist in § 18 Abs. 6 Haushaltsge-
setz 2009/2010 enthalten. 
 
Am 18. Juli 2008 zeichnete die GVB mit den übrigen Gesellschaftern der HSH eine Stille Einlage 
mit Wandlungspflicht („Mandatory Convertible“), die spätestens zum 31. Dezember 2010 in 
Stammaktien umgewandelt werden muss (vgl. auch Umdruck 16/3291). Die GVB hat die dafür er-
forderlichen Darlehen aufgenommen.  Das Land hat auf Basis des in § 16 Abs. 6 Haushaltsgesetz 
2007/2008  bestehenden Bürgschaftsrahmens eine Bürgschaft übernommen.   
 
Grund für die Zeichnung war weiterer Eigenkapitalbedarf der HSH. Das Eigenkapital wurde 
ihr durch eine stille Beteiligung in Höhe von € 962 Mio. gewährt. Diese wurde von den Ge-
sellschaftern der HSH bzw. von denen nahe stehenden Gesellschaften unter Berücksichti-
gung ihrer bisherigen Beteiligungsquoten bei der HSH gezeichnet. Auf die GVB entfällt ein 
Betrag von rd. € 180 Mio. 
 
Spätestens am 31. Dezember 2010 soll die stille Beteiligung von der RESPARC Funding III 
Limited Partnership zur Tilgung der Schuldverschreibung an die Gläubiger übertragen wer-
den. Diese bringen die stillen Beteiligungen anschließend gegen Gewährung neuer Aktien 
in die HSH ein.  
 
Einzelne Transaktionen gibt nachfolgende Tabelle zusammengefasst wieder:  

Datum Transaktion Volumen 
Summe Schul-

den 

01.02.2001 

Begründung einer Stillen Gesellschaft zwischen GVB und LB Kiel; 
Nachtrag vom 15.12.04: Umwandlung zum 31.12.2007 in haftendes 
EK 250 Mio. € 250 Mio. €

26.02.2002 

Begründung einer Stillen Gesellschaft zwischen GVB und LB Kiel; 
Nachtrag vom 15.12.04: Umwandlung eines Teilbetrages von 1,95 
Mio. € zum 31.12.2007 in haftendes EK 250 Mio. € 500 Mio. €

11./21.3.2002 Errichtung einer Stillen Gesellschaft zwischen GVB und Hamburger LB 250 Mio. € 750 Mio. €

24./25.3.2003 Erwerb eines LBBW-Anteils durch die GVB 
100 Mio.€ 

 zzgl. 226,3 T€ rd. 850 Mio. €

15.12.2004 

Umwandlung von Stillen Einlagen der HGV in Aktienkapital (insgesamt 
605 Mio. €) 
 und anteiliger Erwerb neuer Stammaktien durch die GVB als Treu-
händerin für das Land 

rd. 118,3 Mio. 
€ rd. 968 Mio. €

15.12.2004 

Vereinbarung über die Umwandlung Stiller Einlagen in Aktienkapital 
von insgesamt 750 Mio. € zum 31.12.2007 (GVB anteilig: 250 Mio. € 
aus Vertrag vom 1.2.2001 sowie 1,95 Mio. € aus Vertrag vom 
26.2.2002)   rd. 968 Mio. €

01.07.2005 Wandlung Stiller Einlagen i. H. v. 118,3 Mio. €   rd. 968 Mio. €

31.12.2007 
Wandlung Stiller Einlagen von rd. 252 Mio. € abzgl. Verkauf von 105,3 
Mio. € an JC Flowers   rd. 863 Mio. €

18.07.2008 
Vereinbarung über die Umwandlung Stiller Einlagen von rd. 498,05 
Mio. €  rd. 863 Mio. € 

18.07.2008 
Vertrag über eine Stille Beteiligung mit RESPARCS III (insgesamt 962 
Mio. €), Anteil GVB: rd. 180 Mio.€ rd. 1.043 Mio. €
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Im Rahmen eines Gutachtens sollten Empfehlungen unter Berücksichtigung handels- und 
steuerrechtlicher Aspekte hinsichtlich einer Auflösung der Treuhandschaft bei der GVB und 
einer Übertragung der damit im Zusammenhang stehenden Aktiva und Passiva im Jahr 
2009 auf das Land erarbeitet werden. Darüber hinaus ist eine mögliche Übertragung der 
durch die GVB gehaltenen Pflichtwandelanleihe i. H. v. € 180 Mio. auf das Land und ein 
späterer Abverkauf im Rahmen eines Börsenganges Gegenstand der Prüfung gewesen. 
 
Das Gutachten der BDO sowie ein ergänzender Nachtrag vom 16. Dezember 2008 werden 
- wie in der Finanzausschusssitzung am 24. September 2008 verabredet - hiermit dem Fi-
nanzausschuss und nachrichtlich dem LRH zur Kenntnis gegeben. 
 
Das Gutachten stellt auf den Stand 31. Oktober 2008 ab. Bezüglich der Treuhandschaft 
kommt das vorliegende Gutachten (Ziff. II. 1) zu dem Ergebnis, dass die Auflösung der be-
stehenden Treuhandverhältnisse aus handelsrechtlicher und steuerrechtlicher Sicht nicht 
zu beanstanden ist, da die Aktien wirtschaftlich bereits jetzt dem Land zuzuordnen sind. 
 
Darüber hinaus sind im Zusammenhang mit einer möglichen Übertragung der Pflicht-
wandelanleihe (Ziff. II. 2) verschiedene Szenarien aufgestellt worden. Die Beispielrechnun-
gen ergeben sich aus den Anlagen 1 bis 4 des Gutachtens. 
 
Dazu kann als Ergebnis festgehalten werden, dass es steuerlich günstiger ist, wenn die 
GVB die Pflichtwandelanleihe bis zur Wandlung in Aktien hält (vgl. Anlagen 3 und 4 zum 
Gutachten). Im Zeitpunkt der Wandlung (spätestens 31.12.2010) wäre es jedoch steuerlich 
vorteilhafter, die Anleihe bzw. die entsprechenden Aktien auf das Land - mit dem Ziel einer 
Veräußerung - zu übertragen (vgl. Anlagen 1 und 2 zum Gutachten). Insoweit enthält das 
Haushaltsgesetz 2009/10 eine entsprechende Ermächtigung des Finanzministeriums (§ 21 
Abs. 2). 
 
Ein handelsrechtliches Risiko besteht dahingehend, dass die Erträge aus der Anleihe auf-
grund der Entwicklung bei der HSH ganz oder teilweise ausfallen. Da die GVB die Darle-
hen weiter bedienen muss, würden bei der GVB Verluste entstehen, die das Eigenkapital 
mindern.  
 
Die Prognosen über das Jahresergebnis 2008 der HSH sind derzeit noch sehr unsicher. Es 
ist aber mit einem Jahresfehlbetrag zu rechnen. Bei einem ausgewiesenen Verlust werden 
Aktien wegen des aktienrechtlichen Verbots der Einlagenrückgewähr (§ 57 AktG) nicht mit 
Dividenden bedient. Dies gilt grundsätzlich auch für die Vergütung Stiller Einlagen. Daher 
werden von der GVB im Juli 2008 in Aktien gewandelte Stille Einlagen von ca. € 498 Mio. 
sowie die Pflichtwandelanleihe von ca. € 180 Mio. nicht vergütet. Bei der GVB fallen daher 
zum Jahresabschluss 31. Januar 2009 (abweichendes Wirtschaftsjahr) – korrespondierend 
zu dem Dividendenausfall im Landeshaushalt - geplante Einahmen in Höhe von brutto ca. 
€ 25 Mio. aus. Das Eigenkapital der GVB beträgt ca. € 27 Mio. Der einmalige Ausfall der 
Vergütung ist somit gedeckt.  
 
Darüber hinaus wird die GVB im Rahmen der buchtechnischen Verlustzuweisung je nach 
Höhe des Jahresfehlbetrages der HSH Nordbank die Pflichtwandelanleihe neu bewerten 
müssen. Um in diesem Zusammenhang eine drohende buchmäßige Überschuldung der 
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GVB zu vermeiden, soll in Abstimmung mit dem Wirtschaftsprüfer der GVB das wirtschaft-
liche Risiko aus den von der GVB aufgenommenen Stillen Einlagen der HSH mit Wand-
lungspflicht übernommen werden. Dazu enthält § 21 Abs. 6 Haushaltsgesetz 2009/2010 
eine entsprechende Ermächtigung. 
 
Aus handelsrechtlicher Sicht ist der Verbleib der Wertpapiere mit einem Gesamtwert von 
ca. € 180 Mio. bei der GVB bis zum Wandlungsstichtag somit unschädlich, sofern eine In-
solvenz der GVB abgewendet werden kann.  
 
Aus diesen Gründen wurde ein Treuhandvertrag vom 10. November 2008 unter den auf-
schiebenden Bedingungen der Verabschiedung des Haushaltsgesetzes 2009/2010 sowie 
der Zustimmung des Finanzausschusses des Schleswig-Holsteinischen Landtages (§ 21 
Abs. 3 Haushaltsgesetzentwurf bzw. § 21 Abs. 2 Haushaltsgesetz 2009/2010) geschlos-
sen. Dieser hat zur Folge, dass die mit dem Wandlungsstichtag entstehenden Aktien treu-
händerisch von der GVB gehalten, wirtschaftlich aber dem Land zugeordnet werden. Dabei 
trägt das Land die sich aus der Treuhand ergebenden Kosten (§ 2 Abs. 5) sowie das Ab-
wertungsrisiko (§ 4). Ferner sieht der Vertrag vor (§ 3), dass das Land für den Fall einer - 
durch einen Wirtschaftsprüfer bestätigten - drohenden Überschuldung der GVB das wirt-
schaftliche Risiko aus den von der GVB i. H. v. rd. € 180 Mio. gezeichneten Stillen Einla-
gen (RESPARC III) übernehmen wird. 
 
Auf dieser Grundlage ist eine Ergänzungsvereinbarung zum Treuhandvertrag vom 10. No-
vember 2008 entworfen worden. Die darin getroffenen Vereinbarungen setzen die Bestäti-
gung eines Wirtschaftsprüfers voraus, wonach der GVB die Insolvenz droht. Die Vereinba-
rungen verstehen sich als überwiegend klarstellende Regelungen, die dazu dienen, das 
wirtschaftliche Risiko und damit die drohende Insolvenz von der GVB abzuwenden; letzte-
res gilt insbesondere auch für das Risiko, welches sich aus einem möglichen Ausfall von 
Erträgen aus der Pflichtwandelanleihe ergibt. 
 
Nach Auskunft der BDO sind der Treuhandvertrag vom 10. November 2008 und die - im 
Entwurf vorliegende - Ergänzungsvereinbarung das geeignete Mittel, das Insolvenzrisiko 
abzuwenden.  
 
Zur Umsetzung der Ermächtigung in § 21 Abs. 2 Haushaltsgesetz 2009/2010 soll die Zu-
stimmung des Finanzausschusses zu den folgenden Verträgen eingeholt werden: 
 

• Treuhandvertrag Pflichtwandelanleihe vom 10.11.2008 
• Entwurf einer Ergänzung zum vorgenannten Treuhandvertrag. 

 
Zur Verbesserung der Haushaltstransparenz sieht das Haushaltsgesetz 2009/2010, das im 
Dezember 2008 vom Parlament verabschiedet worden ist, weiterhin in § 21 Abs. 5 eine 
Ermächtigung des Finanzministeriums zur Übertragung der gesamten Vermögenswerte 
sowie der korrespondierenden Verbindlichkeiten auf das Land vorbehaltlich der Zustim-
mung des Finanzausschusses vor. 
 
Im Zuge der haushaltstechnischen Umsetzung sind die bisherigen Titel im Epl. 5 (Titel 05 
06 121 02 Gewinne aus der Beteiligung an der HSH sowie Titel 05 06 671 01 Erstattung 
der Finanzierungskosten der GVB) zum Epl. 11 übertragen worden. Die relevanten Zah-
lungen nach dem 1. Januar 2009 (Zinsen, Tilgung, Anschlussfinanzierung) werden danach 
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vollständig aus dem Schuldenhaushalt (vgl. Kapitel 1116) geleistet. Daraus folgt auch, 
dass die bereits ab Ende Januar 2009 anstehenden Anschlussfinanzierungen über den 
Landeshaushalt abzuwickeln sind. 
 
Die Übertragung der bisher treuhänderisch von der GVB gehaltenen Aktien und die Über-
tragung der korrespondierenden Verbindlichkeiten von € 862 Mio. von der GVB auf das 
Land soll zügig nach Zustimmung des Finanzausschusses zu den vorgelegten Vertrags-
werken stattfinden. Darüber hinaus hat die GVB einen Teil der für das Land SH erworbe-
nen und treuhänderisch gehaltenen Anteile in Höhe von rd. € 1,2 Mio. aus eigenen Mitteln 
finanziert. Diese Anteile sollen ebenfalls zügig nach Zustimmung des Finanzausschusses 
gemäß § 21 Abs. 5 auf das Land übertragen und der entsprechende Erstattungsanspruch 
gestundet werden. Diesbezüglich wird auf den vorliegenden Entwurf eines Schuldscheines 
verwiesen. Etwaige Ansprüche der GVB für zu leistende Zinsdienste und sonstige Aufwen-
dungen, die im Zusammenhang mit den Treuhandverhältnissen stehen, sind der GVB vom 
Land ebenfalls zu erstatten. Aufgrund des abweichenden Geschäftsjahres der GVB, das 
zum 31. Januar eines jeden Jahres endet, ist beabsichtigt, die Vertragswerke bis zum 31. 
Januar 2009 abzuschließen. 
 
Die erforderlichen Verträge werden dem Finanzausschuss gemäß § 21 Abs. 5 Haus-
haltsgesetz 2009/2010 zur Zustimmung vorgelegt: 

• Entwurf eines Vertrages über die "Abwicklung bei Beendigung von Treuhandver-
hältnissen; Aktienübertragungsvertrag; Schuldübernahmevertrag und Stundungsver-
trag"  

• Entwurf eines Schuldscheines Land/GVB. 
 
Für die Umsetzung der genannten Maßnahmen enthält § 21 Abs. 7 Haushaltsgesetz 
2009/2010 eine Ermächtigung des Finanzministeriums, die hierfür erforderlichen Titel 
einschl. Verpflichtungsermächtigungen  einzurichten und zu ändern sowie in zusätzliche 
Ausgaben und Verpflichtungen einzuwilligen, wenn und soweit die Finanzierung der Maß-
nahmen gedeckt ist. Da die Ansprüche der GVB gegen das Land i. H. v. rd. € 180 Mio. 
zzgl. Kapitaldienste, insgesamt rd. € 200 Mio., aus obigen Verträgen erst ab 2011 fällig 
werden, ist im Haushalt 2009/10 keine entsprechende Veranschlagung von Barmitteln er-
forderlich, sondern nur die Ausbringung einer Verpflichtungsermächtigung. Die erforderli-
che Deckung wird sichergestellt. 
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1. Der Finanzausschuss nimmt das Gutachten der BDO vom 31. Oktober 2008 sowie 
den ergänzenden Nachtrag vom 16. Dezember 2008 zur Kenntnis. 
 
2. Der Finanzausschuss wird gebeten, die Zustimmung gemäß § 21 Abs. 2 Haus-
haltsgesetz 2009/2010 zum Treuhandvertrag über die Pflichtwandelanleihe vom 
10.11.2008 sowie zum Entwurf einer Ergänzung zum vorgenannten Treuhandvertrag 
zu erteilen. 
 
3. Der Finanzausschuss wird gebeten, die Zustimmung gemäß § 21 Abs. 5 Haus-
haltsgesetz 2009/2010 zur Übertragung der bisher treuhänderisch von der GVB ge-
haltenen Aktien der HSH auf das Land und zur Übertragung der korrespondierenden 
Verbindlichkeiten auf Basis der beigefügten Vertragsentwürfe zu erteilen. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
Dr. Arne Wulff 
 
Anlagen: 
- BDO Gutachten vom 31. Oktober 2008 
- Ergänzender Nachtrag vom 16. Dezember 2008 
- Entwurf eines Vertrages über die "Abwicklung bei Beendigung von Treuhandverhältnis-
sen; Aktienübertragungsvertrag; Schuldübernahmevertrag und Stundungsvertrag"  
- Entwurf eines Schuldscheines Land/GVB 
- Treuhandvertrag Pflichtwandelanleihe vom 10.11.2008 
- Entwurf einer Ergänzung zum vorgenannten Treuhandvertrag Pflichtwandelanleihe  
 
 











































































F
in

a
n

z
m

in
is

te
ri

u
m

 d
e

s
 L

a
n

d
e

s
 S

c
h

le
s
w

ig
-H

o
ls

te
in

A
n

la
g

e
 1

D
a

rl
e

h
e

n
Z

in
s
e

n
 p

.a
.

Z
in

s
e

n
E

ig
e

n
k
a

p
it
a

l

M
io

. 
€

M
io

. 
€

M
io

. 
€

M
io

. 
€

E
ig

e
n

k
a

p
it

a
l 
3

1
.1

.2
0

0
8

2
9

,1
2

A
u

s
s
c
h

ü
tt

u
n

g
 i
n

 2
0

0
8

-2
,2

5

2
6

,8
7

F
in

a
n

z
ie

ru
n

g
 S

ti
lle

 B
e

te
ili

g
u

n
g

e
n

4
9

8
,0

0
4

,5
0

%
2

2
,4

1
1

.2
.0

8
-2

1
.8

.0
8

1
2

,5
1

A
v
a

lp
ro

v
is

io
n

e
n

 S
ti
lle

 B
e

te
ili

g
u

n
g

e
n

4
9

8
,0

0
0

,5
0

%
2

,4
9

1
.2

.0
8

-2
1

.8
.0

8
1

,3
9

1
3

,9
0

F
in

a
n

z
ie

ru
n

g
 P

fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
1

8
0

,0
0

5
,4

0
%

9
,7

3
2

9
.7

.0
8

-3
1

.1
.0

9
4

,9
2

A
v
a

lp
ro

v
is

io
n

e
n

 P
fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
1

8
0

,0
0

0
,5

0
%

0
,9

0
2

9
.7

.0
8

-3
1

.1
.0

9
0

,4
6

5
,3

8

1
9

,2
8

V
e

rl
u

s
t 

2
0

0
8

/2
0

0
9

-1
9

,2
8

E
ig

e
n

k
a

p
it

a
l 
3

1
.1

.2
0

0
9

7
,5

9

F
in

a
n

z
ie

ru
n

g
 P

fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
1

8
0

,0
0

5
,4

0
%

9
,7

3
1

.2
.0

9
-1

5
.7

.1
0

4
,4

6

A
v
a

lp
ro

v
is

io
n

e
n

 P
fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
1

8
0

,0
0

0
,5

0
%

0
,9

0
1

.2
.0

9
-1

5
.7

.1
0

0
,4

1

4
,8

7

4
,8

7

V
e

rl
u

s
t 

b
is

 J
u

li 
2

0
0

9
-4

,8
7

E
ig

e
n

k
a

p
it

a
l 
1

5
.7

.2
0

0
9

2
,7

2

B
D

O
 K

ie
l/
O

S

1
6
.1

2
.2

0
0
8

G
V

B
-P

ro
g
n
o
se

_
si

n
k
e
n
d
e
 Z

in
se

n
.x

ls
 S

ti
lle

4
,5

 (
5
,4

%
)



F
in

a
n

z
m

in
is

te
ri

u
m

 d
e

s
 L

a
n

d
e

s
 S

c
h

le
s
w

ig
-H

o
ls

te
in

A
n

la
g

e
 1

F
in

a
n

z
ie

ru
n

g
 P

fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
m

o
n

a
tl
.

5
,4

0
%

0
,8

1

A
v
a

lp
ro

v
is

io
n

e
n

 P
fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
m

o
n

a
tl
.

0
,5

0
%

0
,0

8

0
,8

9

V
e

rb
ra

u
c
h

 E
K

 i
n

 2
0

0
9

3
,0

7
M

o
n

a
te

 =
 M

it
te

 O
k
to

b
e

r 
2

0
0

9

F
in

a
n

z
ie

ru
n

g
 P

fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
m

o
n

a
tl
.

4
,9

0
%

0
,7

4

A
v
a

lp
ro

v
is

io
n

e
n

 P
fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
m

o
n

a
tl
.

0
,5

0
%

0
,0

8

0
,8

1

V
e

rb
ra

u
c
h

 E
K

 i
n

 2
0

0
9

3
,3

5
M

o
n

a
te

 =
 E

n
d

e
 O

k
to

b
e

r 
2

0
0

9

F
in

a
n

z
ie

ru
n

g
 P

fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
m

o
n

a
tl
.

4
,4

0
%

0
,6

6

A
v
a

lp
ro

v
is

io
n

e
n

 P
fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
m

o
n

a
tl
.

0
,5

0
%

0
,0

8

0
,7

4

V
e

rb
ra

u
c
h

 E
K

 i
n

 2
0

0
9

3
,7

0
M

o
n

a
te

 =
 A

n
fa

n
g

 N
o

v
e

m
b

e
r 

2
0

0
9

F
in

a
n

z
ie

ru
n

g
 P

fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
m

o
n

a
tl
.

3
,9

0
%

0
,5

9

A
v
a

lp
ro

v
is

io
n

e
n

 P
fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
m

o
n

a
tl
.

0
,5

0
%

0
,0

8

0
,6

6

V
e

rb
ra

u
c
h

 E
K

 i
n

 2
0

0
9

4
,1

2
M

o
n

a
te

 =
 M

it
te

 N
o

v
e

m
b

e
r 

2
0

0
9

F
in

a
n

z
ie

ru
n

g
 P

fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
m

o
n

a
tl
.

3
,4

0
%

0
,5

1

A
v
a

lp
ro

v
is

io
n

e
n

 P
fl
ic

h
tw

a
n

d
e

la
n

le
ih

e
m

o
n

a
tl
.

0
,5

0
%

0
,0

8

0
,5

9

V
e

rb
ra

u
c
h

 E
K

 i
n

 2
0

0
9

4
,6

4
M

o
n

a
te

 =
 A

n
fa

n
g

 D
e

z
e

m
b

e
r 

2
0

0
9

B
D

O
 K

ie
l/
O

S

1
6
.1

2
.2

0
0
8

G
V

B
-P

ro
g
n
o
se

_
si

n
k
e
n
d
e
 Z

in
se

n
.x

ls
 S

ti
lle

4
,5

 (
5
,4

%
)



1/6 

Abwicklung bei Beendigung von Treuhandverhältnissen; 
Aktienübertragungsvertrag; Schuldübernahmevertrag und 

Stundungsvertrag 
 
 
zwischen  
 
dem Land Schleswig-Holstein,  
vertreten durch das Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein,  
 

- nachfolgend „Land SH“ oder „Land“-  
 
und  
 
der Gesellschaft zur Verwaltung und Finanzierung von Beteiligungen des Landes 
Schleswig-Holstein mit beschränkter Haftung, Lockstedt,  
vertreten durch ihre Geschäftsführer,  
 

- nachfolgend „GVB“ -   
 

   - beide gemeinsam auch „Parteien“ genannt -.  
 
 
Präambel:  
 
(1) Mit Treuhandvertrag vom 25.3.2003 vereinbarten die Parteien, dass die GVB von 
der Landesbank Baden-Württemberg („LBBW“) einen Anteil an der Landesbank 
Schleswig-Holstein Girozentrale („LB Kiel“) in Höhe von 8.794.220,36 € für 
100.000.000,- € zuzüglich einer späteren Kaufpreiserhöhung in Höhe von 226.294,56 
€ - also insgesamt 100.226.294,56 € - erwirbt und für das Land SH treuhänderisch 
gegen Aufwendungsersatz hält. Vertragsgemäß erwarb die GVB den vorstehend 
benannten Anteil zum besagten Preis. Durch Verschmelzung der LB Kiel und der 
Hamburgischen Landesbank - Girozentrale - auf die HSH Nordbank AG („HSH“) 
wandelte sich der von der GVB erworbene Anteil an der LB Kiel in Aktien an der HSH 
um. Er betrug 1.346.200 Aktien (1.211.580 Stammaktien/134.620 Vorzugsaktien) mit 
einem Nominalwert von 13.462.000,- €. Gem. A) § 1 des Änderungsvertrags vom 
30.6.2005 erhöhte sich die Anzahl der treuhänderisch gehaltenen Aktien aufgrund 
einer Kapitalerhöhung auf 1.504.637 Aktien.  
 
Für den Fall der Abwicklung (vgl. § 2 Abs. 6, § 3 des Treuhandvertrags vom 
25.3.2003) vereinbarten die Parteien, dass die GVB die Anteile an das Land SH oder 
einen von diesem benannten Dritten gegen die Erstattung des Kaufpreises und der 
Aufwendungen - insgesamt 100.226.294,56 € - überträgt.  
  
(2) a.) Mit Treuhandvertrag vom 15.12.2004 vereinbarten die Parteien zunächst, dass 
die GVB von der Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und 
Beteiligungsverwaltung mbH („HGV“) die aus der Umwandlung einer stillen 
Beteiligung entstehenden Stammaktien erwirbt und für das Land treuhänderisch 
gegen Aufwendungsersatz hält. Dieser Erwerb betraf 1.251.620 Stammaktien zu 
einem Preis von 94,516 € pro Aktie - insgesamt 118.298.115,92 €. 
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b.) Darüber hinaus vereinbarten die Parteien, dass die GVB die aus der Umwandlung 
einer eigenen stillen Beteiligung entstehenden Aktien treuhänderisch gegen 
Aufwendungsersatz für das Land SH übernimmt und hält. Diese Verpflichtung betraf 
2.665.663 Stammaktien. Bzgl. eines Teils dieser Aktien wurde der WestLB eine 
Kaufoption eingeräumt, nach deren Ausübung 1.551.594 Stammaktien im Wert von 
94,516 pro Aktie - insgesamt 146.650.458,50 € - als Gegenstand des 
Treuhandvertrags verblieben.  
 
c.) Für den Fall der Abwicklung (vgl. § 3 des Treuhandvertrags vom 15.12.2004) 
vereinbarten die Parteien, dass die GVB die Anteile auf das Land SH oder einen von 
diesem benannten Dritten gegen Erstattung des Kaufpreises in Höhe von 
118.298.115,92 € und darüber hinaus gegen Erstattung des Werts der zweiten 
Tranche, der sich nach dem anteiligen Verkauf auf 146.650.458,50 € belief, 
überträgt.   
 
(3) Mit Treuhandvertrag vom 17.7.2008 vereinbarten die Parteien, dass die GVB die 
aus der Umwandlung einer eigenen stillen Beteiligung entstehenden Aktien gegen 
Aufwendungsersatz treuhänderisch für das Land SH übernimmt und hält. Die Pflicht 
betraf 9.055.494 Stammaktien mit einem Gegenwert von 498.052.152,19 €. Für den 
Fall der Abwicklung (vgl. § 3 des Treuhandvertrags vom 17.7.2008) vereinbarten die 
Parteien, dass die GVB die Anteile auf das Land oder einen vom Land benannten 
Dritten gegen Erstattung des Werts der Aktien im Zeitpunkt der Wandlung überträgt. 
Dieser Wert beläuft sich auf 498.052.152,19 €. 
 
(4) Im Zuge der Umwandlung der stillen Beteiligung in Aktien sollten auch die in 
Absatz 1 dieser Präambel genannten Vorzugsaktien in Stammaktien umgewandelt 
werden. Nunmehr sind alle Aktien der HSH Stammaktien ohne Nennbetrag 
(Stückaktien).   
 
(5) Die einzelnen Erwerbe, Umwandlungen und Aufnahmen der Aktien in das 
Treuhandvermögen wurden wie in den obigen Absätzen dargestellt durchgeführt. 
Demgemäß hält die GVB treuhänderisch folgende Aktien und hat im Falle der 
beendigungsbedingten Abwicklung folgende Erstattungsansprüche gegen das Land:  
 
Vertrag vom    Stammaktien    Erstattungsanspruch
 
25.3.2003    1.504.637       100.226.294,56 € 
15.12.2004   1.251.620       118.298.115,92 € 
    1.551.594      146.650.458,50 € 
17.7.2008    9.055.494      498.052.152,19 € 
 
Gesamt:    13.363.345     863.227.021,17 € 
 
Die GVB hat für die Refinanzierung der o.g. Aktien folgende Darlehen aufgenommen, 
die aktuell noch wie folgt valutieren:  
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Vertrag Nr. (GVB) Darlehensgläubiger Endfällig Betrag Darlehen
   
01020/00 Eurohypo AG, 

Frankfurt* 
31.01.2009 100.000.000,00 €

01021/00 Eurohypo AG, 
Frankfurt* 

30.03.2009 200.000.000,00 €

01022/00 Deutsche Hypothekenbank, 
Hannover 

30.03.2009 50.000.000,00 €

01023/00 Deutsche Hypothekenbank, 
Hannover 

30.03.2010 75.000.000,00 €

01024/00 WestLB AG, 
Düsseldorf 

30.03.2010 125.000.000,00 €

01025/00 Dexia Kommunalbank  
Deutschland AG, Berlin 

29.06.2009 144.000.000,00 €

01026/00 WestLB AG, 
Düsseldorf 

31.03.2010 50.000.000,00 €

01027/00 WestLB AG, 
Düsseldorf 

01.07.2010 118.000.000,00 €

   
Gesamt:   862.000.000,00 €

 
* durch Übernahme der Hypothekenbank in Essen AG, Essen 

 
Darüber hinaus hat die GVB einen Teil der für das Land SH erworbenen und 
treuhänderisch gehaltenen Anteile aus eigenen Mitteln finanziert (eigenfinanzierte 
Anteile) und zwar in Höhe von       
           € 1.227.021,17 €. 
 
 
(6)  
Das Land SH ist Partei der Grundsatzvereinbarung über die Verschmelzung der 
Landesbank Schleswig-Holstein Girozentrale und der Hamburgischen Landesbank - 
Girozentrale - auf die dadurch gegründete HSH Nordbank AG vom 24./25.3.2003 
(„Grundsatzvereinbarung“). Im Hinblick auf die nachstehende Aktienübertragung und 
Teil V § 22 der Grundsatzvereinbarung stellen die Parteien fest, dass das Land den 
Regelungen sowie allen allgemeinen und besonderen Rechten und Pflichten der 
Grundsatzvereinbarung bereits in vollem Umfang unterworfen ist; etwaige 
Maßnahmen nach Teil V § 22 - insbesondere die schriftliche Unterwerfung des 
Landes unter die Grundsatzvereinbarung - sind daher nach Ansicht der Parteien mit 
Ausnahme der Maßnahme in § 5 dieses Vertrags entbehrlich, werden aber 
erforderlichenfalls unverzüglich nachgeholt.  
 
Dies vorausgeschickt vereinbaren die Parteien:  
 
 
§ 1  Beendigung der Treuhandverträge  
(1) Die in der Präambel näher bezeichneten Treuhandverträge nebst ihren etwaigen 
Änderungs-, bzw. Ergänzungsverträgen werden mit sofortiger Wirkung beendet und 
abgewickelt. Soweit und solange die Abwicklung noch nicht erfolgt ist, bleiben die 
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Rechte und Pflichten aus den benannten Treuhandverträgen nebst ihren etwaigen 
Änderungs- und Ergänzungsverträgen bestehen.  
 
(2) Die Abwicklung erfolgt anhand nachstehender Bestimmungen; § 3 eines jeden 
Treuhandvertrags greift nur, soweit dies den nachfolgenden Bestimmungen nicht 
entgegensteht.     
 
 
§ 2  Übertragung der Aktien  
(1) Die Parteien sind sich darüber einig, dass hiermit das Eigentum an den in der 
Präambel näher bezeichneten 13.363.345 Stammaktien an der HSH von der GVB 
auf das Land übergeht.  
 
(2) Die GVB tritt dem Land SH ihren Anspruch gegen die HSH auf Herausgabe der 
13.363.345 bei der HSH verwahrten Stammaktien ab; das Land SH nimmt die 
Abtretung hiermit an.  
  
(3) Die GVB überträgt und tritt ihre vorgenannten 13.363.345 Stammaktien an der 
HSH und die daraus resultierenden Rechte und Pflichten (Mitgliedschaft) mit 
sofortiger Wirkung an das Land SH ab; das Land SH nimmt diese Abtretung hiermit 
an.  
 
(4) Die Parteien werden gemeinsam die HSH über den Übergang der Aktien 
informieren und eine Umschreibung im Aktienregister erwirken.  
 
 
§ 3  Schuldübernahme und Erstattungsanspruch  
(1) Anstelle der in den Treuhandverträgen geregelten Erstattung des Kaufpreises 
bzw. des Wertes in Höhe von insgesamt 863.227.021,17 € vereinbaren die Parteien 
Folgendes:  
 
(2) Das Land SH übernimmt mit sofortiger Wirkung die in der Präambel näher 
bezeichneten Verbindlichkeiten der GVB schuldbefreiend in vollem Umfang 
einschließlich des nach dem Wirksamwerden dieses Vertrages fälligen Zinsdienstes 
in voller Höhe und aller sonstigen mit den Darlehen verbundenen Aufwendungen. 
Durch die Schuldübernahme sind die Erstattungsansprüche der GVB in Höhe der 
Summe der übernommenen Darlehensvaluten abgegolten. Die GVB tritt dem Land 
SH sämtliche Rechte aus den o.g. Darlehensverträgen ab; das Land nimmt diese 
Abtretung an. Soweit die Rechte unabtretbar sind, ermächtigt die GVB das Land SH 
hiermit, diese Rechte im Namen der GVB auszuüben.   
 
(3) Soweit ein oder mehrere Gläubiger der Schuldübernahme nicht zustimmt oder 
zustimmen, wird das Land einen entsprechenden Schuldbeitritt erklären, eine 
Entscheidung des oder der Gläubiger(s) über den Beitritt einholen und die GVB ab 
dem Wirksamwerden dieses Vertrages im Innenverhältnis so freistellen, als sei eine 
befreiende Schuldübernahme im Sinne des Abs. 1 erfolgt.  
 
(4) Bzgl. des auf die eigenfinanzierten Anteile entfallenden Betrags steht der GVB ein 
Erstattungsanspruch in Höhe von € 1.227.021,17 € zu. Dieser Anspruch wird mit 
Wirksamwerden dieses Vertrages gestundet. Der Betrag wird marktgerecht verzinst 
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und die Rückzahlung der Valuta wird am 3.1.2011 erfolgen. Insoweit wird auf den als 
Anlage beigefügten Vertrag verwiesen.  
 
(5) Das Land SH ist verpflichtet, die GVB von jedweder Inanspruchnahme aus § 21 
der Grundsatzvereinbarung (sog. "Haftungsfall") freizustellen. Sollte das Land im 
Einvernehmen mit der GVB vorab keine Freistellung vornehmen, ist das Land SH 
stattdessen zu einer Erstattung verpflichtet. In beiden Fällen tritt die GVB alle 
entstehenden Regressansprüche gegen die anderen Parteien der 
Grundsatzvereinbarung an das Land SH ab. Sollten der GVB aus der 
Inanspruchnahme gem. § 21 der Grundsatzvereinbarung Refinanzierungskosten 
entstehen, sind diese vom Land zu tragen. 
 
 
§ 4   Vergütungsanspruch 
Bei der Bemessung des Vergütungsanspruchs der GVB für die Treuhand ist 
ungeachtet des genauen Datums der Abwicklung zu unterstellen, dass die 
Treuhandverhältnisse bis einschließlich des 31.12.2008 gelaufen sind. Da sich die 
Treuhand seit Dezember 2008 in der Abwicklung befand, hat die GVB keinerlei 
Treuhändertätigkeiten im Januar mehr erbracht, die eine Vergütung rechtfertigen.   
 
 
§ 5  Vorgaben der Grundsatzvereinbarung  
Die GVB wird die Aktienübertragung gem. § 22.2. den Parteien der 
Grundsatzvereinbarung mitteilen.  
 
 
§ 6 Zustimmung des  Finanzausschusses / Anmeldung zum Aktienregister / 
Einbindung der Gläubiger / Einbindung der Parteien der 
Grundsatzvereinbarung  
(1) Die in diesem Vertrag getroffenen Vereinbarungen stehen gem. § 21 Abs. 6 
Haushaltsgesetz 2009/2010 unter dem Vorbehalt der Zustimmung des 
Finanzausschusses des Schleswig-Holsteinischen Landtags. Die Parteien sind sich 
darüber einig, dass die Vereinbarungen erst nach dieser Zustimmung wirksam 
werden können.  
 
(2) Erst nach der Zustimmung des Finanzausschusses werden die Parteien die HSH 
gem. § 2 Abs. 4 dieses Vertrages informieren und die Umschreibung im 
Aktienregister erwirken.  
 
(3) Erst nach der Zustimmung des Finanzausschusses wird das Land den in der 
Präambel benannten Gläubigern die Schuldübernahme gem. § 3 dieses Vertrages 
mitteilen und von diesen eine Genehmigung zur Schuldübernahme einfordern. Die 
Genehmigung soll in schriftlicher Form eingeholt werden.  
 
(4) Erst nach der Zustimmung des Finanzausschusses wird die GVB den anderen 
Parteien der Grundsatzvereinbarung die Mitteilung gem. § 5 dieses Vertrages 
machen.   
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§ 8 Salvatorische Klausel  
Sollte eine der Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein 
oder werden, soll dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt 
werden. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, unverzüglich anstelle einer 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung eine wirksame, durchführbare und 
rechtlich zulässige Vereinbarung zu treffen, mit der der Zweck erreicht werden kann, 
den zu erreichen die unwirksame oder undurchführbare Bestimmung erstrebte. 
Entsprechendes gilt für das Schließen von Vertragslücken.  
 
Kiel, XXXXXXXXXXXXX. XXXXXXX.2009 
 
 
 
 
Land Schleswig-Holstein   Gesellschaft zur Verwaltung und 

Finanzierung von Beteiligungen des 
Landes Schleswig-Holstein mbH   

 
 
 
____________________ ___________________________ 
 
 
 ____________________________ 
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S c h u l d s c h e i n 
Das 

Land Schleswig-Holstein 
endvertreten durch das Finanzministerium 

des Landes Schleswig-Holstein 
(Schuldner) 

schuldet der  
Gesellschaft zur Verwaltung und Beteiligung  

des Landes Schleswig-Holstein mbH, Lockstedt 
(Gläubigerin) 

 
EUR 1.227.021,17 

in Buchstaben:  
Euro -Einemillionzweihundertsiebenundzwanzigtausendeinundzwanzig 17/100- 

 
zu folgenden Bedingungen: 

1. Das Land Schleswig-Holstein schuldet der GVB den oben genannten Betrag aufgrund des Erwerbs 
von eigenfinanzierten und für das Land Schleswig-Holstein treuhänderisch gehaltenen Anteilen an der 
HSH Nordbank. Diese Schuld des Landes Schleswig-Holstein wird gestundet. Der Betrag ist begin-
nend mit dem 1.1.2009 („Übertragungstag“) bis zum Ablauf des der vereinbarten Fälligkeit vorherge-
henden Tages mit dem 12-Monats-EURIBOR (Euro Interbank Offered Rate) jährlich zu verzinsen. 
Die Zinsen sind jährlich nachträglich am 02.Januar („Zinsfälligkeitstag“) eines jeden Jahres, erstmals 
am 02. Januar 2010 fällig. Die Berechnung der Zinsbeträge erfolgt unter Berücksichtigung der tatsäch-
lichen Anzahl von Tagen der jeweiligen Zinsperiode dividiert durch 360, wobei eine Zinsperiode mit 
dem Übertragungstag bzw. dem Zinsfälligkeitstag der vorhergehenden Zinsperiode beginnt und mit 
Ablauf des dem folgenden Zinsfälligkeitstag bzw. Rückzahlungstag vorhergehenden Tages endet. Der 
Zinssatz für eine Zinsperiode wird zwei TARGET-Geschäftstage vor Beginn der jeweiligen Zinsperi-
ode aufgrund der an diesem Tag gegen 11 Uhr (Brüsseler Zeit) veröffentlichten Interest Settlement 
Rate für 12-Monats-EURIBOR (derzeit Reuters-Seite EURIBOR01) festgestellt. Sollte am Zinsfest-
stellungstag kein 12-Monats-EURIBOR veröffentlicht werden, wird als Basiszins einvernehmlich der 
Zinssatz für 12-Monats-Gelder unter fünf Banken, sollte auch dieser nicht feststellbar sein, unter euro-
päischen Banken zugrunde gelegt. 

2. Fällt der vorgesehene Fälligkeitstag von Kapital und Zinsen nicht auf einen Bankarbeitstag in Frank-
furt/Main, so ist Fälligkeitstag und Zahlungstermin der unmittelbar folgende Bankarbeitstag, sofern 
dieser jedoch in den nächsten Kalendermonat fällt, der unmittelbar vorhergehende Bankarbeitstag. 

3. Der gestundete Betrag ist in Höhe des Nennbetrages zur Rückzahlung fällig am 03. Januar 2011. 
4. Dieser Vertrag ist beiderseits unkündbar. Etwaige Kündigungsrechte des Schuldners nach § 489 des 

Bürgerlichen Gesetzbuches sind ausgeschlossen. 
5. Der Schuldner verzichtet hinsichtlich der Forderung auf Aufrechnungs- und Zurückbehaltungsrechte, 

solange und soweit der Betrag zum gebundenen Vermögen im Sinne von § 54 des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes oder zu einer aufgrund inländischer gesetzlicher Vorschriften gebildeten Deckungsmas-
se für Schuldverschreibungen gehört; das gilt auch im Falle der  
Insolvenz. 

6. Die Abtretung der Forderung im Ganzen oder in Teilbeträgen von mindestens nominal EURO 
1.000.000 oder einem ganzzahligen Vielfachen davon ist zulässig; Blankoabtretungen sind ausge-
schlossen. Die Abtretung ist dem Schuldner unverzüglich anzuzeigen. In jedem Fall wird der Schuld-
ner Zins- und Tilgungsleistungen nur auf ein Konto der Gläubigerin in der Bundesrepublik Deutsch-
land überweisen. Geht dem Schuldner die Abtretungsanzeige später als einen Monat vor der Zins- o-
der Kapitalfälligkeit zu, muß die neue Gläubigerin eine Zahlung an die bisherige Gläubigerin mit 
schuldbefreiender Wirkung gegen sich gelten lassen. 

7. Dieser Schuldschein ist nach Rückzahlung des Betrags unaufgefordert dem Schuldner zurückzugeben. 
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8. Gerichtsstand ist der Sitz der Landesregierung. 
9. Regelungen außerhalb dieses Schuldscheines bedürfen schriftlicher Vereinbarung. 

 
Kiel, den 
 
Erfaßt unter Schuldkonto Nr. A       
Kiel, den  
 

Finanzministerium des Landes 
 Schleswig-Holstein 

 
 

 
Finanzministerium des Landes 

 Schleswig-Holstein 
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Ergänzung zum „Treuhandvertrag vom 10.11.2008 über die 
Verwaltung von stillen Einlagen oder Anteilen an der  

HSH Nordbank AG“  
 
 
zwischen  
 
dem Land Schleswig-Holstein,  
vertreten durch das Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein,  
 

- nachfolgend „Land SH“ oder „Land“ -  
 
und  
 
der Gesellschaft zur Verwaltung und Finanzierung von Beteiligungen des Landes 
Schleswig-Holstein mit beschränkter Haftung, Lockstedt,  
vertreten durch ihre Geschäftsführer,  
 

- nachfolgend „GVB“ -   
 

   - beide gemeinsam auch „Parteien“ genannt -.  
 
 
 
Präambel:  
(1) Im Hinblick auf die qualitative Verbesserung der Eigenkapitalstruktur der HSH 
Nordbank AG (im Folgenden „HSH“) hat sich die GVB nach zustimmender 
Kenntnisnahme des Finanzausschusses am 10. Juli 2008 durch Vertrag über eine 
stille Beteiligung im Einlagenennbetrag von 962.000.000,- €, eine 
Nebenvereinbarung, einen Kauf- und Abtretungsvertrag sowie eine 
Wandlungsvereinbarung jeweils mit Datum vom 18. Juli 2008 im Eigengeschäft mit 
einem Betrag von 179.634.896,- € an stillen Einlagen beteiligt (Projekt „RESPARC 
III“). Die Wandlungsvereinbarung sieht in ihrer Präambel vor, dass die stille 
Beteiligung im Fall der Aufnahme einer erstmaligen Börsennotierung der HSH, 
spätestens aber zum 31. Dezember 2010, in Aktienkapital der HSH umgewandelt 
wird. Die Umwandlung erfolgt im Wege der Übertragung und Einbringung der stillen 
Beteiligung. Die GVB wird dabei voraussichtlich 3.266.089 neue Stammaktien 
zeichnen.  
 
(2) Mit einem „Treuhandvertrag über die Verwaltung von stillen Einlagen oder 
Anteilen an der HSH Nordbank AG“ vom 10. November 2008 („Treuhandvertrag“) 
haben sich die Parteien darüber geeinigt, dass die GVB die aus dem Projekt 
„RESPARC III“ entstehenden und von der GVB gezeichneten Aktien treuhänderisch 
für das Land SH hält. § 2 Abs. 2 und Abs. 5 des Treuhandvertrags sehen u.a. vor, 
dass die GVB die Aktien für Rechnung des Landes SH übernimmt und das Land SH 
der GVB sämtliche in Erfüllung des Treuhandvertrags entstehenden Kosten zu 
erstatten hat. § 3 des Treuhandvertrags sieht vor, dass das Land SH das 
wirtschaftliche Risiko aus den stillen Einlagen zu tragen hat, sofern ein 
Wirtschaftsprüfer bestätigt, dass der GVB die Insolvenz droht. § 4 des 
Treuhandvertrags schließlich sieht vor, dass die GVB im Falle der Abwicklung der 
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Treuhand die Aktien gegen Erstattung der eingebrachten 179.634.896,- € auf das 
Land zu übertragen hat.  
 
(3) Dies Vorausgeschickt vereinbaren die Parteien - teilweise klarstellend - 
Folgendes:  
 
 
 
§ 1 Bestätigung der drohenden Insolvenz  
Voraussetzung für die nachstehenden Vereinbarungen ist, dass die GVB dem Land 
SH die Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers vorlegt, wonach der GVB ohne den 
Treuhandvertrag vom 10.11.2008 und diese Ergänzung die Insolvenz drohen würde.   
 
 
 
§ 2 Erstattungspflicht des Landes in Höhe von 179.634.896,- € 
(1) Das Land SH hat der GVB den in § 4 des Treuhandvertrags benannten Kaufpreis 
bei der Rückabwicklung in jedem Fall in Höhe von 179.634.896,- € zu erstatten. Das 
gilt bspw. auch für den Fall, dass sich die stillen Einlagen aufgrund ihrer Teilnahme 
am Verlust der HSH verringern oder sogar gänzlich aufgezehrt werden und aufgrund 
dieser Umstände bei der späteren Kapitalerhöhung unter Einbringung der stillen 
Beteiligung und der damit verbundenen Wandlung der stillen Einlagen in Aktien 
weniger oder keine Aktien ausgegeben werden.  
 
(2) Die Parteien werden im Zeitpunkt der Rückabwicklung nähere Modalitäten zur 
Erfüllung des Erstattungsanspruchs - etwa zur Fälligkeit / Zahlungsweise / Stundung 
/ Umwandlung in ein Darlehen / Verzinsung - treffen; die Fälligkeit wird nicht vor dem 
1.1.2011 liegen.  
 
 
 
§ 3 Erstattungspflicht des Landes bei Nachschusspflicht 
(1) Das Land SH erstattet der GVB auch sämtliche Kosten, die im Falle einer mit der 
Übernahme der o.g. stillen Beteiligung verbundenen Nachschusspflicht der GVB 
entstehen sollten. Eine solche Nachschusspflicht entsteht möglicherweise dadurch, 
dass sich die stillen Einlagen aufgrund ihrer Teilnahme am Verlust der HSH 
verringern oder aufzehren und die stillen Gesellschafter der HSH daher im Rahmen 
der Kapitalerhöhung und Wandlung der stillen Einlagen in Aktien aus vertraglichen 
oder aktienrechtlichen Gründen weitere Leistungen erbringen müssen.  
 
(2) Die Parteien werden im Zeitpunkt des Entstehens einer solchen 
Nachschusspflicht nähere Modalitäten zur Erfüllung des Erstattungsanspruchs - etwa 
zur Fälligkeit / Zahlungsweise / Stundung / Umwandlung in ein Darlehen / Verzinsung 
- treffen; die Fälligkeit wird nicht vor dem 1.1.2011 liegen.   
 
 
 
§ 4 Erstattung der Refinanzierungskosten 
(1) Das Land erstattet der GVB sämtliche Refinanzierungskosten, die der GVB 
aufgrund der o.g. stillen Beteiligung ab dem 1.2.2009 entstehen.  
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(2) Die Parteien werden nähere Modalitäten zur Erfüllung des Erstattungsanspruchs - 
etwa zur Fälligkeit / Zahlungsweise / Stundung / Umwandlung in ein Darlehen / 
Verzinsung - treffen; die Fälligkeit wird nicht vor dem 1.1.2011 liegen.  
 
(3) Soweit die GVB aufgrund der von ihr im Rahmen des Projekts „RESPARC III“ 
gezeichneten Wertpapiere Ausschüttungen erhält, wird Sie gegenüber dem Land auf 
die Erstattung im Sinne des Absatzes 1 verzichten; das Land nimmt diesen Verzicht 
hiermit an.   
 
 
 
§ 5 Zustimmung des Finanzausschusses  
§ 5 des Treuhandvertrags vom 10.11.2008 gilt entsprechend.  
 
 
§ 6 Salvatorische Klausel  
Sollte eine der Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein 
oder werden, soll dadurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt 
werden. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, unverzüglich anstelle einer 
unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung eine wirksame, durchführbare und 
rechtlich zulässige Vereinbarung zu treffen, mit der der Zweck erreicht werden kann, 
den zu erreichen die unwirksame oder undurchführbare Bestimmung erstrebte. 
Entsprechendes gilt für das Schließen von Vertragslücken.  
 
 
 
Kiel, _____________ 
 
 
Land SH         GVB  
 
________________      ____________________ 
 
 
         ____________________ 


